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        Bürstadt, 16.09.2011 

 

Newsletter September/Oktober 2011 
 

 

nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der 

vergangenen Monate vertraut machen. 

 

Sie erhalten Informationen zu folgenden Themen: 

 

 Termine Oktober 2011 

 Kleinbetragsverordnung auch zu Lasten des Steuerzahlers anwendbar 

 Aufwendungen für einen Treppenschräglift eines stark Gehbehinderten sind als 

außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen 

 Fehlende Angaben über erhaltene Rentenbezüge berechtigen das Finanzamt zur 

Änderung bestandskräftiger Bescheide und können Steuerhinterziehung sein 

 Liebhaberei wegen langjähriger Verluste 
 Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastung abziehbar 

   -  Vorerst gescheitert: Das Steuervereinfachungsgesetz 2011 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Termine Oktober 2011 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.10.2011 13.10.2011 6.10.2011 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.10.2011 13.10.2011 6.10.2011 

Sozialversicherung5 27.10.2011 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 

des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 

einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 
werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei 

Vierteljahreszahlern ohne Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.10.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die 

Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 

Kleinbetragsverordnung auch zu Lasten des 
Steuerzahlers anwendbar 

 

Nach der Kleinbetragsverordnung 2002 hat die Änderung eines 

Steuerbescheids zu unterbleiben, wenn die festzusetzende Steuer weniger 
als 10 € von der ursprünglich festgesetzten abweicht. Diese 

Geringfügigkeitsgrenze gilt sowohl für Änderungen zu Lasten als auch zu 

Gunsten. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Aufwendungen für einen Treppenschräglift eines stark 
Gehbehinderten sind als außergewöhnliche Belastung zu 

berücksichtigen 

Selbst getragene Krankheitskosten sind als außergewöhnliche Belastung zu 

berücksichtigen. Zu unterscheiden ist zwischen krankheitsbedingten 

Aufwendungen, die der Heilung dienen oder die die Krankheit erträglich 
machen (unmittelbare Krankheitskosten) sowie Aufwendungen, die nur 

gelegentlich oder als Folge einer Krankheit entstehen (mittelbare 
Krankheitskosten) und Aufwendungen für vorbeugende Maßnahmen. Nur 

unmittelbare Krankheitskosten sind dem Grunde und der Höhe nach 
regelmäßig aus tatsächlichen Gründen zwangsläufig und eine 

außergewöhnliche Belastung. Zu den unmittelbaren Krankheitskosten 
zählen auch Aufwendungen für medizinische Hilfsmittel. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat entschieden, dass die 
Aufwendungen für den Bau eines Treppenschräglifts im Garten einer zu 

90 % schwerbehinderten Frau (der Schwerbehindertenausweis enthielt die 
Merkzeichen G und aG) als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig sind. 

Der Umstand, dass der Treppenschräglift nicht innerhalb des Wohnhauses 
gebaut wurde, sondern im dazugehörenden Garten, steht nach diesem 

Urteil der Abzugsfähigkeit nicht entgegen. Ein durch den Einbau des 

Treppenschräglifts erlangter Gegenwert ist aufgrund der Zwangsläufigkeit 
der Krankheit nicht zu berücksichtigen. Die Aufwendungen sind im Jahr der 

Zahlung sofort in voller Höhe zu berücksichtigen. Eine Verteilung der 
Aufwendungen auf die Dauer der voraussichtlichen Nutzung des 

Treppenschräglifts nach den Regelungen über die AfA ist nicht 
vorzunehmen. 

Fehlende Angaben über erhaltene Rentenbezüge 
berechtigen das Finanzamt zur Änderung 
bestandskräftiger Bescheide und können 

Steuerhinterziehung sein 

Bestandskräftig gewordene Steuerbescheide sind zuungunsten des 
Steuerpflichtigen aufzuheben oder zu ändern, soweit dem Finanzamt neue 

Tatsachen oder Beweismittel nachträglich bekannt werden, die zu einer 

höheren Steuerfestsetzung führen. Tatsachen sind alle Sachverhalte, die 
für die Steuerfestsetzung bestimmend sind, z. B. die 

Besteuerungsgrundlagen. Beweismittel sind Urkunden, Zeugen, Gutachten. 
Nachträglich bekannt werden Tatsachen und Beweismittel, wenn sie dem 

für die Steuerfestsetzung zuständigen Mitarbeiter des Finanzamts nach 
Ergehen des Steuerbescheids bekannt werden. 

Gibt eine Rentnerin in ihrer Steuererklärung ihre erhaltenen Rentenbezüge 
nicht an, kann das Finanzamt bestandskräftige Steuerbescheide wegen 

neuer Tatsachen zuungunsten der Rentnerin ändern. Dass das Finanzamt 
aufgrund des Alters und möglicher Kindererziehungszeiten der Rentnerin 
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 die Möglichkeit zu weiteren Ermittlungen hatte, steht der Änderung nicht 
entgegen. 

Es ist sogar von einer vorsätzlichen Steuerhinterziehung auszugehen, 
wenn die Rente bei Vorhandensein weiterer steuerpflichtiger Einkünfte 

nicht erklärt wurde. Dies gilt auch dann, wenn der Rentnerin bei 
Rentenbeginn die Auskunft erteilt wurde, die Rente sei wegen ihrer 

geringen Höhe nicht steuerpflichtig. Den Nachweis, wer die Auskunft wann, 
wo und bei welcher Gelegenheit gegeben haben soll, blieb die Rentnerin 

schuldig. Hinzu kam, dass in der Steuererklärung „Hausfrau“ als 
Berufsbezeichnung angegeben war und nicht „Rentnerin“. 

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz) 

Liebhaberei wegen langjähriger Verluste 

Grundsätzlich können betriebliche Verluste mit anderen Einkünften 

ausgeglichen werden und zu einer Steuerminderung führen. Dies gilt 
allerdings nur, wenn ein sog. Totalgewinn zwischen Betriebsgründung und 

Betriebsbeendigung erwirtschaftet werden kann. Ansonsten spricht man 
von Liebhaberei, deren Verluste nicht ausgleichsfähig sind. Beim 

Totalgewinn sind auch die sog. stillen Reserven zu berücksichtigen, 
allerdings nur im Rahmen einer vorausschauenden Betrachtungsweise auf 

den Zeitpunkt der Betriebsbeendigung. 

Beispiel: 

Aufgelaufene Verluste seit 

Betriebsgründung 

- 200.000 € 

Bisher gebildete stille Reserven 300.000 € 

Zwischenergebnis + 100.000 € 

Zu erwartende künftige Verluste bis 
Betriebsbeendigung 

- 150.000 € 

Totalverlust bis Betriebsbeendigung - 50.000 € 

Ergebnis: Das positive Zwischenergebnis von 100.000 € reicht nicht aus, 
um Liebhaberei zu verneinen. Nur wenn die stillen Reserven bis 

Betriebsbeendigung um mehr als 50.000 € steigen, somit mehr als 
350.000 € betragen, können Verluste noch ausgeglichen werden. 

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastung 
abziehbar 

Eine Ehefrau klagte gegen ihre Krankenversicherungsgesellschaft, weil 

diese die Zahlung von Krankentagegeld nach Eintritt der Berufsunfähigkeit 
eingestellt hatte. Die Kosten von rd. 10.000 € für den Zivilprozess 

machten die Ehegatten in ihrer Einkommensteuererklärung zunächst als 
Werbungskosten der Ehefrau, später als außergewöhnliche Belastung 

geltend. 
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 Entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof die 
Kosten eines Zivilprozesses unabhängig von dessen Gegenstand als 

außergewöhnliche Belastung anerkannt. Solche Aufwendungen sind dann 
abziehbar, wenn sich bei einem Prozess hinreichend Aussicht auf Erfolg 

ergibt und keine Mutwilligkeit vorliege. Die Kosten sind allerdings um 
etwaige Erstattungen (z. B. Leistungen aus Rechtschutzversicherung) zu 

kürzen und nur insoweit abzugsfähig, als sie die zumutbare Belastung 
übersteigen. 

 

Vorerst gescheitert:  

Das Steuervereinfachungsgesetz 2011 

 

In unserem Newsletter Juli 2011 informierten wir Sie über den Grundsatz 

zur Rechnungsausstellung der Vereinfachung bei der elektronischen 

Rechnung zum 01.07.2011. 

 

Der Bundesrat hat in seiner letzten Sitzung vom 08.07.2011 beschlossen, 
diesem Gesetz (gebilligt vom Bundestag am 10.06.2011) seine 

Zustimmung zu verweigern. Bis auf weiteres wird es mit Wirkung ab Juli 
2011 nicht zu den vorgesehenen Erleichterungen im Ungang mit 

elektronisch übermittelten Rechnungen kommen. 

 

Über die weitere Entwicklung werden wir Sie informieren. 

 

 


